
 

17. Wahlperiode 27.10.2015 Drucksache 17/8683 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hart-
mann, Katharina Schulze, Thomas Gehring, Ulrike 
Gote, Verena Osgyan, Kerstin Celina, Dr. Sepp Dürr, 
Markus Ganserer, Christine Kamm, Ulrich Leiner, 
Dr. Christian Magerl, Jürgen Mistol, Thomas Mütze, 
Gisela Sengl, Claudia Stamm, Rosi Steinberger, Mar-
tin Stümpfig und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) 

Rechtsextremismus und Rassismus entschieden 
entgegentreten! 

Der Landtag wolle beschließen: 

I. Unter dem Eindruck des rechtsterroristischen An-
schlags auf die Kölner Oberbürgermeister-Kan-
didatin Henriette Reker und der in der vergangen-
en Woche dank des Einsatzes der bayerischen 
Sicherheitsbehörden vereitelten Anschlagspläne 
einer rechtsextremen Gruppe aus Franken stellt 
sich der Landtag mit aller Entschiedenheit gegen 
jede Form und Androhung rechtsextrem bzw. ras-
sistisch motivierter Gewalt. 

Der Landtag spricht all jenen Personen, die sich 
aufgrund ihrer ethnischen Herkunft, ihres Ge-
schlechts, ihrer Religion oder Weltanschauung, 
aufgrund ihrer sexuellen Identität oder ihres politi-
schen bzw. humanitären Engagements von 
rechtsextremer bzw. rassistischer Gewalt bedroht 
fühlen, seine volle Solidarität aus und verspricht, 
sich uneingeschränkt für ihre Sicherheit einzuset-
zen. Die Bekämpfung des wachsenden Rechts-
extremismus muss jetzt bei Politik und Sicher-
heitsbehörden oberste Priorität haben. 

Darüber hinaus verurteilt der Landtag die rechts-
extreme und rassistische Stimmungsmache, die 
derzeit auf widerlichste Weise nicht nur die sozia-
len Medien, sondern beispielsweise in Form der 
allwöchentlichen PEGIDA-Demonstrationen auch 
das Straßenbild bayerischer Städte prägt, aufs 
Schärfste. Denn unsere Demokratie ist nicht erst 
dann bedroht, wenn Gewalttaten von Neonazis öf-
fentliches Aufsehen erregen. Die derzeit verstärkt 
zu beobachtende islam- und flüchtlingsfeindliche 
Hetze gefährdet das demokratische Klima und bil-
det den Nährboden für entsprechende Gewaltta-
ten. 

Rechtsextreme, rassistische und antisemitische 
Einstellungen stellen kurz- und langfristig nicht nur 
eine Gefahr für einzelne explizit bedrohte Perso-
nengruppen dar – sondern für unsere Demokratie 
als Ganzes. 

II. Die Staatsregierung wird deshalb aufgefordert: 

1. Im Bereich der Sicherheitspolitik 

─ die Bekämpfung des wachsenden Rechts-
extremismus zur obersten Priorität der 
bayerischen Sicherheitsbehörden zu ma-
chen; 

─ im Rahmen einer Aufgabenkritik die Res-
sourcen der Polizei dementsprechend neu 
zu verteilen; 

─ den Ermittlungs- und Fahndungsdruck auf 
die rechte Szene weiter zu erhöhen, um 
damit die bereits begangenen Taten 
schneller aufzuklären und potenzielle 
Nachahmer abzuschrecken; 

─ alle ihr möglichen Maßnahmen zu ergrei-
fen, um ein Verbot der neonazistischen 
Gruppierungen „Die Rechte“ und „Der III. 
Weg“ zu initiieren; 

─ die rechtsextreme und rassistische PEGI-
DA-Bewegung in Bayern vom Landesamt 
für Verfassungsschutz beobachten zu las-
sen; 

─ landesweite Notfallpläne zum Schutz von 
bedrohten Einrichtungen, insbesondere 
von Flüchtlingsunterkünften, zu erarbeiten; 

─ bei der Vergabe von Aufträgen an private 
Sicherheitsdienste in Flüchtlingsunterkünf-
ten klare Vorgaben zur Qualifizierung des 
Personals und zur Einhaltung von umfang-
reichen Qualitätsstandards zu erstellen. 

2. In den anderen Politikfeldern 

─ die Präventions- und Bildungsmaßnahmen 
zur Bekämpfung von Rechtsextremismus, 
Rassismus, Antisemitismus und allen wei-
teren Formen Gruppenbezogener Men-
schenfeindlichkeit deutlich zu intensivie-
ren; 

─ das bayerische Handlungskonzept gegen 
Rechtsextremismus – unter Einbeziehung 
von Wissenschaft und Zivilgesellschaft – 
zu evaluieren und weiterzuentwickeln; 
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─ insbesondere die Angebote zur schuli-
schen und außerschulischen Demokratie-
bildung zu stärken; 

─ ein Förder- und Aktionsprogramm zur Un-
terstützung zivilgesellschaftlicher Initiati-
ven aufzulegen, die sich gegen Rechtsext-
remismus, Rassismus, Antisemitismus 
oder andere Formen Gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit engagieren; 

─ eine eigenständige Opferberatung für Op-
fer rechtsextremer und rassistischer Ge-
walt und Diskriminierung einzurichten. 

 

 

Begründung: 

Laut Pressemeldungen warnt das Bundeskriminalamt 
in einer vertraulichen Lagebewertung davor, dass 
Flüchtlinge – und auch deren Unterstützer – künftig 
noch stärker ins „Zielspektrum entsprechend fremden-
feindlich motivierter Täterkreise“ geraten könnten. Es 
sei davon auszugehen, dass die rechte Szene ihre 
„Agitation“ gegen die Asylpolitik weiter verschärfe, 
zitiert u.a. die Süddeutsche Zeitung aus der BKA-
Einschätzung. Dabei hat die Zahl der Angriffe auf 
Flüchtlingsunterkünfte, laut Analyse des BKA, in den 
ersten drei Quartalen ohnehin bereits einen erschre-
ckenden Höchststand erreicht. So registrierte die Be-
hörde in den ersten neun Monaten des Jahres mit 461 
Taten mehr als doppelt so viele Delikte wie im gesam-
ten Vorjahr. 

Der Trend einer zunehmend gewalttätigen rechten 
Szene lässt sich auch in Bayern beobachten. Der 
Antwort des Innenministeriums auf eine Schriftliche 
Anfrage der Abgeordneten Katharina Schulze (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) zufolge wurden allein im ersten 
Halbjahr 2015 60 Menschen in Bayern durch Rechts-
extreme angegriffen und verletzt. Im gesamten Vor-
jahr hatte es 86 Verletzte gegeben. Laut Innenministe-
rium gab es im ersten Halbjahr zudem bereits 18 An-
griffe auf Flüchtlingsunterkünfte – wobei die Brandan-
schläge des Sommers noch nicht mitgezählt sind. 
2014 hatte es insgesamt 25 derartige Fälle gegeben. 
Innenminister Joachim Herrmann warnte im Berliner 
Tagesspiegel: „Die Gefahr von rechtsextremistischen 
Anschlägen wächst.“ 

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung, die sich in 
den vergangenen Wochen – durch den Anschlag von 
Köln sowie die vereitelten Anschlagspläne in Bamberg 
– weiter zugespitzt hat, sprach der Präsident des 
Zentralrats der Juden in Deutschland, Dr. Josef 
Schuster, am Wochenende folgende Mahnung aus: 
„Den Rechtsextremisten darf es nicht gelingen, die 
Menschen so sehr einzuschüchtern, dass bürger-
schaftliches Engagement dadurch zum Erliegen 
kommt.“ Er forderte deshalb einen stärkeren sicher-
heitspolitischen Fokus auf die Gefahr von Rechts: 
„Die Bekämpfung des wachsenden Rechtsextremis-

mus muss jetzt bei Politik und Sicherheitsbehörden 
oberste Priorität haben.“ 

Diese Forderung greift der vorliegende Antrag auf. 
Trotz des großen Danks, den sich die Sicherheitsbe-
hörden für die Vereitelung eines möglichen Anschlags 
in Bamberg verdient haben, erfordert nicht zuletzt die 
weiterhin sehr niedrige Aufklärungsquote bei Angriffen 
auf Flüchtlingsunterkünfte eine Aufgabenkritik bei der 
Polizei sowie eine entsprechende Umschichtung der 
Ressourcen. Nur so kann der Druck auf die rechte 
Szene bzw. auf rechte Straf- / Gewalttäter – und damit 
der Abschreckungseffekt für potenzielle Nachahmer – 
erhöht werden. 

Insbesondere die neonazistischen Gruppierungen 
„Die Rechte“ und „Der III. Weg“, die das Thema Asyl 
für ihre menschenverachtenden Aktivitäten missbrau-
chen, müssen von den Sicherheitsbehörden noch 
stärker in den Blick genommen werden. Schließlich 
spielen sie vielerorts bei der Hetze und den Drohun-
gen gegenüber Flüchtlingen und Andersdenkenden 
eine zentrale Rolle. Laut Angaben des Innenministeri-
ums waren das mittlerweile verbotene Neonazi-
Kameradschaftsnetzwerk „Freies Netz Süd“ (FNS) 
sowie dessen Nachfolgeorganisation „Der III. Weg“ im 
Jahr 2014 an jeder zweiten rassistischen Kampagne 
gegen Flüchtlinge aktiv beteiligt. Und wie groß die 
Gefahr ist, die von der Gruppierung „Die Rechte“ aus-
geht, zeigen nicht zuletzt die Anschlagspläne führen-
der Mitglieder, die in der vergangenen Woche durch 
die Durchsuchungsaktion in Ober- und Mittelfranken 
ans Licht kamen. 

Gemeinsam mit diesen beiden Gruppierungen spielen 
die bayerischen Pegida-Ableger bei der rassistischen 
Stimmungsmache eine ganz entscheidende Rolle. In 
München haben deshalb auf Initiative des Vereins 
„München ist bunt!“ viele Organisationen und Vereine 
der Zivilgesellschaft, allen voran Religionsgemein-
schaften, Parteien, Gewerkschaften, Vereine und 
Kunst- und Kulturschaffende eine Stellungnahme ver-
fasst, deren Appell der vorliegende Antrag unterstützt: 
„Die Münchner Pegida-Gruppe besitzt in ihrem Auftre-
ten, in ihren Äußerungen und in ihrer personellen Zu-
sammensetzung einen klar rechtsradikalen Charakter. 
Elemente rechtsradikaler Ideologie, wie Rassismus, 
Chauvinismus und völkischer Nationalismus, sind 
durch Reden sowie mitgeführte Spruchbänder und -
schilder belegbar. Dies klar zu benennen ist die Vo-
raussetzung für eine erfolgreiche Auseinandersetzung 
mit Pegida. Hierbei ist nicht nur die Münchner Zivilge-
sellschaft gefordert, sondern auch die Politik und alle 
staatlichen Akteure. Wir haben uns daher zu dieser 
gemeinsamen Stellungnahme entschlossen und ap-
pellieren an Politik und staatliche Akteure, die hier 
vorhandene Gefahr ernst zu nehmen.“ 

Die Reaktion auf die aktuelle Gefahrenlage darf sich 
jedoch nicht auf sicherheitspolitische Maßnahmen be-
schränken. So wichtig es ist, durch Repression der 
menschenverachtenden Gewalt und Hetze entgegen 
zu treten, so unerlässlich ist es, sich langfristig und in 
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allen Politikfeldern mit den Themen Rassismus, Anti-
semitismus und allen weiteren Formen Gruppenbezo-
gener Menschenfeindlichkeit auseinanderzusetzen. 
Nur durch ein breites Angebot an entsprechenden 
Präventions- und Bildungsangeboten sowie durch die 
Stärkung und Einbeziehung der Zivilgesellschaft wird 
es uns gelingen, langfristig bis zum Kern des Prob-

lems vorzudringen. Auch diese Einschätzung teilt 
dieser Antrag mit Dr. Josef Schuster, der seinen Ap-
pell an die Sicherheitspolitik um die Forderung nach 
mehr Investitionen im Bildungsbereich ergänzte, um 
Werte wie Toleranz und Respekt besser in der Ge-
sellschaft zu verankern. 

 


